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ZUR AUSGESTALTUNG DER FRAUENARBEIT IM VERBAND.

So selbstverständlich die Bildungs- und Werbearbeit des ZdA. die beruflichen und

sozialen Interessen beider Geschlechter gleichmäßig umfaßt, so haben sich doch als

zusätzliche Arbeit in einigen Ortsgruppen besondere Veranstaltungen für weibliche Mit¬

glieder günstig bewährt. Gerade weil sich die Lebensformen der Frauen in den letzten

Jahren so viel stärker gewandelt haben, sind manche Gebiete gewerkschaftlicher und

öffentlicher Betäligung für die Frauen noch neuer, manche Gebiete der persönlichen
und gesellschaftlichen Lebensgestallung für sie wichtiger und naheliegender als für den

Mann. Eine zusätzliche Aufklärungs- und Bildungsarbeit des Verbandes für seine weib¬

lichen Mitglieder kann so nicht nur zur Werbung der Frauen, sondern zur Belebung
der gewerkschaftlichen Zusammenarbeit im Verband beitragen. (Die im Herbst tagen¬
den Kongresse des ADGB. in Frankfurt und der österreichischen fieien Gewerkschaften

in Wien haben diese Aufgaben besonders hervorgehoben.) Zu Form und Inhalt dieser

Arbeit seien hier einige Anregungen zusammengestellt, die auf den Erfahrungen Her

Ortsgruppe Berlin fußen, also aus der Praxis kommen.

Aeußerc Formen. Es hat sich erwiesen, daß die übliche Form, ein Thema von

einem Referenten behandeln und nachher diskutieren zu lassen, nicht immer die ge¬

wünschte Arbeitsmöglichkeit bietet. Zu einer größeren Kundgebung, zu Werbungs- und

Einführungsveranstallungen wird sich diese Form (auch ohne Diskussion) am besten

eignen, nicht aber zu näherer lebendiger Zusammenarbeit. Für die andere übliche

Form der Bildungsarbeit, die Arbeitsgemeinschaft, ist aber wieder eine gewisse Regel¬

mäßigkeit und ein umgrenzter Kreis Voraussetzung, der für unsere Zwecke oft nicht

möglich oder nölig ist. Daher hat sich in Berlin neben den größeren abendfüllenden

Referaten eine andere Form als besonders günstig herausgebildet: in vorher genau ver¬

einbarter Weise wird von zwei oder mehreren Teilnehmern aus dem Mitgliederkreis
heraus in Form eines Zwei- oder Mehrgesprächs (ähnlich wie beim Rundfunk) oder

mehrerer aneinandergereihter Gespräche oder auch mehrerer einzelner Kurzreferate

ein Thema von verschiedenen Seilen dargestellt. In dieser sehr lebendigen „dramatischen"'

Form, bei der eine ganze Reihe von Funklionärinnen mitwirken kann, werden auch

spröde Stoffe, wie z. B. die Besprechung der Satzungen und Einrichtungen des Ver¬

bandes, anregend.

Themenwahl. Die Themen für Frauenwerbe- und Bildungsveranslaltungen

knüpfen natürlich in erster Linie an die Berufs- und Verbandsarbeit der weiblichen

Angestellten an; daneben spielen aber auch solche Fragen eine anziehende Rolle, die

die persönliche Stellungnahme der Frau zu ihr besonders wichtigen Lebensgebieten an¬

gehen, die für sie „aktuell" sind. Wenn es erwünscht ist, lassen sich auch verschiedene

Themen unter einem Gesichtspunkt zu einer Reihe fortsetzen. Als solche Stichworte

zu Themen seien hier (aus der Berliner Arbeit) skizziert:



Frauengesundheit und Berufsarbeit. (Vom Standpunkt der Gewerbehygiene,
des Frauenarztes, der gewerkschaftlichen Forderungen aus gesehen; die Fragen
von Beruf und Ehe, um § 218, zur sozialen Kosmetik usw.)

Schutz der arbeitenden Frau in Arbeits- und Sozialrecht. (Arbeits¬
schutzgesetzgebung, Open-Door-Bewegung, Rationalisierungsfragen; Stellung der

Frau in der Sozialversicherung, Rechtsprechung der Arbeitsgerichte usw.

Recht und Hilfe vor Behörden und Arbeitsgerichten (Verhandlungstechnik, formaler

Gang eines Arbeitsgerichtsverfahrens, Spruchausschußsitzung etc. an Hand kon¬

kreter Fälle der weiblichen Angestellten).

Die ratlose Verbandskollegin. (Rechte und Pflichten des Verbandsmitglieds,

Leistungen, Unterstützungen, Einrichtungen, Satzungen des Verbandes; Gewerk¬

schaftsfragen usw.)

Frauenberufe, die uns angehen. (Berufsausbildung, Berufsmöglichkeiten, Be¬

rufscharakteristik, Berufslage der einzelnen weiblichen Angestelltenberufe, beson¬

ders derjenigen, die zugleich einen Einblick in soziale Arbeit geben, wie Arbeits¬

vermittlerin, Fürsorgerin usw.)

Die alleinstehende Frau, ihre Probleme, ihre Forderungen. (Beruf
und Lebensgestaltung, Beruf und Ehe, Doppelverdiener; Frau im öffentlichen

Leben, gewerkschaftliche Organisierung; Wohnungsfragen usw.)

Angestelltenliteratur — Frauenliteratur. (Uebersicht, praktische Hin¬

weise, die Literatur als Zeitspiegel.)

Parlamentarische Frauenarbeit (Mitarbeit der Frauen in den Parlamenten,

Frauenfragen in den Parlamenten, aktuelle Berichterstattung über Gesetzesbestim¬

mungen, Gesetzentwürfe, Gesetzesveränderungen von Frauenfragen usw.)

Versammlungs-, Diskussions- und Verhandlungstechnik.

UMSCHAU.

Die Kommunistische Reichstagsfraktion hat einen Antrag (Reichstagsdrucksache V,

Nr. 1201, 1204—1216, abgedruckt auch „Rote Fahne" v. 20. 10. 1931) eingebracht, der ein

weitestgehendes Schutzprogramm für die arbeitende Frau enthält. Er for¬

dert die vollständige Gleichberechtigung von Mann und Frau bei sofortiger Aufhebung aller

entgegengesetzten Gesetzesbestimmungen und Notverordnungen; der Lohn der Arbeiterin

und das Gehalt der weiblichen Angestellten und Beamtin soll bei gleicher Arbeit nicht

niedriger sein als das Einkommen des männlichen Kollegen, dagegen soll ihre Höchst¬

arbeitszeit nur 7 Stunden täglich — bei vollem Lohnausgleich — betragen; trotzdem soll

die volle Gleichberechtigung bei der Besetzung sämtlicher Stellen durchgesetzt und allen

werktätigen Frauen (warum nur den Frauen?!) entsprechend ihren beruflichen Fähig¬

keiten unentgeltliche Berufsausbildung gewährt werden. In die Sozialver¬

sicherung aller Zweige werden alle werktätigen Frauen, auch die Frauen der sogenannten

freien Berufe sowie die Hausfrauen, einbezogen. Der Schwangerenschutz und die

Wochenhilfe sollen in ihren Leistungen weit ausgedehnt werden (dabei müssen gegen¬

wärtig alle Kräfte nur auf die Erhaltung der bestehenden Leistungen verwandt wer¬

den!). Forderungen wie:. Kündigungsschutz der Schwangeren bis zum 12. Monat nach

der Niederkunft (also eventuell Dauerschutz), Arbeitsbefreiung auf 16 Wochen bei voller

Gehaltszahlung, Stillgeld von mindestens 1 RM täglich auf die Dauer von mindestens

9 Monaten, wöchentliche Sonderunterstützung von 10 RM während der ganzen Schwanger¬

schaft usw. müssen in der jetzigen Situation als ein schöner Wunschtraum gelten! —

Ferner werden die gesetzliche Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung, Eherechts-

reformen usw. gefordert. — Der Antrag hat im wesentlichen wohl propagandistischen

Wert (obwohl er alte gewerkschaftliche Forderungen nur quantitativ ausgeweitet wieder¬

holt) — denn wie sollen in der heutigen Lage seine Forderungen auch nur annähernd

durchgesetzt werden können?!

Die weiblichen Angestellten 1925—31. Wie ist die Entwicklung der weiblichen

Angestelltenschaft seit 1925, dem letzten Jahr, über das genaue Zahlenangaben vor-



liegen, vor sich gegangen? Wie stark ist sie durch den dauernden Zustrom gewachsen?
In dem eben erschienenen umfangreichen Drei-Jahresbericht des AfA-Bundes „Die An¬

gestelltenbewegung 1928—31" sind in einem Kapitel „Die Angestellten in der Wirt¬

schaft 1925—31" auch wichtige genaue Angaben über die Veränderungen in der

weiblichen Angestelltenschaft gegeben. Der Zuwachs an weiblichen Er¬

werbstätigen in diesen 6 Jahren war wesentlich geringer, nur ein Fünftel so hoch wie

der der männlichen — die durch den Kriegstod von 2 Millionen Männern stark an¬

gestiegene Zahl der ledigen weibl. Erwerbstätigen geht allmählich

wieder zurück. Bei den Angestellten ist das Verhältnis aber gerade
umgekehrt. An Hand der Zählungen der Gewerbeaufsichtsbehörden wird festge¬
stellt, daß die Zahl der männlichen Angestellten in den Mittel- und Großbetrieben von

1926—29 um 14,5 %, die der weiblichen dagegen um 31,3 % gestiegen ist (im Handel

allein haben die weiblichen Angestellten dieser Mittel- und Großbetriebe um 41 %, also

beinahe um die Hälfte zugenommen, die männlichen Angestellten nur um 20%!). Die

Gesamtzahl der Angestellten wird 1930 mit 4 Millionen errechnet, 2,6 Mill. Männer und

1,4 Mill. Frauen (unsere Schätzungen in Nr. II/3 der „Rundschau" erweisen sich

als richtig). Das Zahlenverhältnis zwischen männlichen und weiblichen Angestellten
hat sich aber von 1926—29 nicht unwesentlich geändert, die Verschiebung von

männlichen zu weiblichen Angestellten, wie wir sie in der Rundschau

Nr. II/5 zur Debatte stellten, ist fortgeschritten. Sie bestätigt aber auch das Bild weiter,
das sich aus der Umfrage des ZdA über die weiblichen Angestellten ergab. Abwanderung
der Frauen aus gewerblichen und Zustrom zu den Angeslellten-Berufen. (Übrigens:
warum sind unter den 477 000 Mitgliedern, die der AfA-Bund in seinem Bericht als Stand

von Ende 1930 angibt, die Frauen nicht gesondert gezählt?)

Einen Gesetzentwurf über die Doppelverdiener haben die freien Angestelltengewerk¬
schaften Oesterreichs eingereicht, als Gegenentwurf zu dem von der Regierung vor¬

geschlagenen „Bundesgesetz über zeitweilige Maßnahmen zum Schutze des Arbeits¬

marktes". In der Erläuterung dazu heißt es: „Der Gesetzentwurf kann nur den Doppel¬
verdienst von Pensionisten und Nebenberuflern erfassen, denn es ist unmöglich,
mit einem Beschäftigungsverbot gegen verheiratete Frauen vor¬

zugehen. Die freien Angestelltengewerkschaften stellen an die Spitze ihrer

Forderungen die Forderung nach gesetzlicher Regelung der

Stellenvermittlung ... Greift diese Regelung ein, so ist damit ... auch die Aus¬

schaltung des Doppelverdienstes in einer Familie verbunden, weil die gesetzliche Stellen¬

vermittlung Ehegatten, für deren gemeinsamen Haushalt bereits durch einen Erwerbs¬

tätigen vorgesorgt ist, solange von der Stellenvermittlung ausschalten kann, als Stellen¬

lose gemeldet sind ... Eine solche Regelung träfe naturgemäß nicht allein die verheiratete

Frau, sondern ebenso den verheirateten Mann." — Da die österreichischen Verhält¬

nisse zu dieser Frage nichl anders liegen als bei uns, ist dieser Versuch, das Doppel-
verdienertum gesetzlich zu regeln, auch für uns von größtem Interesse. In der klaren

Scheidung des Entwurfs zwischen echten und unechten Doppelverdienern und in den

Vorschlägen der freien Angestelltenverbände zur Erfassung der echten Doppelverdiener
ist ein gangbarer Weg zur Lösung des Problems gezeigt. (Den Wortlaut des Gesetz¬

entwurfs zugleich mit einem Gutachten der Kammer für Arbeiter und Angestellte in

Wien und ausführlichen Erläuterungen siehe Mitteilungsblatt Nr. 59 der Sektion Privat¬

angestellte im Bunde der freien Gewerkschaften Oesterreichs.)

Ein „Reichsbund zum Schutze geschiedener Frauen" ist im Oktober in Berlin ge¬
gründet worden. Er erstrebt neben Rechtsberatung und Rechtsvertretung seiner Mit¬

glieder auch Berufsberatung, Berufsausbildung und Vermittlung von Erwerbsgelegen¬
heiten, ferner Schaffung von Darlehns-, Unterstützungs- und Versicherungseinrichtungen.



TAGUNGEN.

Der Internationale Verband der Aerztinnen hielt vom 15.—20. Sept. in Wien seinen

6. Kongreß ab und beschäftigte sich als Haupttagungspunkt mit dem „gesetzlichen

Arbeiterinnenschutz vom .sozialhygienischen Standpunkt aus betrachtet". Während die

Referentinnen Adler-Oesterreich und Sorrenlini-Italien die stärkere Gefährdung der

arbeitenden Frau betonten und deshalb die Notwendigkeil, die Schutzgesetze weiter aus¬

zubauen (und das durch reiches Talsachenmaterial belegten) — vertrat die Norwegerin

Bang im Namen von 5 skandinavischen Aerzteorganisationen den Standpunkt, daß be¬

sondere Arbeiterinnenschutzgesetze nicht nur überflüssig, sondern geradezu schädlich

für die arbeitende Frau seien, weil sie zu ihrer Verdrängung oder zur Beschränkung

auf schlechter bezahlte Arbeit führen müssen! Nach einer Debatte, in der sich die

Mehrheit gegen die Open-Door-Argumente aussprach, einigle sich der Kongreß auf die

Forderungen: bessere vorbeugende Schutzmaßnahmen, insbesondere durch regelmäßige

Ueberwachung der Betriebe durch geschulte Aerztinnen; bessere Kontrolle der Heim¬

arbeit; Einhaltung des Art. 7 des Versailler Vertrages, der den gleichen Lohn für gleiche

Arbeit vorschreibt, da die schlechtere Entlohnung der Frau sich als gesundheitsschäd¬

lich erwiesen hat; besonderen Schulz für die werdende Mutter.

Der Bund deutscher Frauenvercine, die Spitzenorganisation der bürgerlichen Frauen¬

verbände, veranstaltete mit über 700 Teilnehmerinnen vom 8. bis 10. Okt. in Leipzig seine

17. Generalversammlung. Verhandlungsthemen waren: 1. Das Berufsschicksal der weib¬

lichen Jugend, dazu die Referentinnen Gertrud Bäumer über „Die weibliche Jugend im

deutschen Schicksal" (die Formulierung ist charakteristisch!) und Käthe Gaebel über

„Die deutsche Wirtschaft und das Berufsschicksal der Frau". 2. „Die Abrüstungskonferenz

1932 und die deutschen Frauen", Referenlinnen F. Magnus v. Hansen, Alice Salomon

und Else Ulich-Beil. Das erste Thema zeigte, besonders in dem Vortrag G. Bäumers,

merkwürdige Lücken in der Sachkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse. Aus dem so

entstehenden schiefen Bild folgerte G. Bäumer dann, daß es der Jugend heule an Wage¬

mut, an Risikofreudigkeit und seelischer Anpassung fehle und sie nur nach Versorgung

und Pensionsberechtigung strebe! — Bei der Abrüstungsfrage gerieten die Meinungen

heftig aneinander, da ein Teil den „deutschen Standpunkt", Abrüstungsgleichheit für

alle Länder (was für Deutschland zur Zeit Aufrüstung bedeuten würde!) in den Vorder¬

grund stellte. Alles in allem: ein uneinheitliches Bild bürgerlicher Fraueninleressen,

dem jede klare Zielsetzung, Zukunft und Jugend fehlen!

Der Reichskongreß werktätiger Frauen in der KPD tagte am 25. Oktober in Berlin,

als große Kundgebung (mit 1500 Delegierten) und „Kampfkongreß" mit demonstrativem

Charakter, weniger als Verhandlungskongreß über bestimmte Themen.

Auf dem Deutschen Juristentag, der Mitte September in Lübeck tagte, wurde auch

das vom vorigen Jahr verschobene Referat über die Reform des Eherechts durch

Frau Marianne Weber erstaltet. In der Diskussion forderte insbesondere die sozial¬

demokratische Abgeordnete Toni Pfülf, daß das eheliche Güterrecht den Bedürfnissen

der Arbeiterschaft angepaßt weiden müsse. Was Mann und Frau verdienen, müsse ihnen

auch gleichmäßig gehören. Außerdem sollten im Ehescheidungsverfahren Laien mitwirken.

Auf dem Kongreß der Ocstcrrcichischcn freien Gewerkschaften, dem auch die An¬

gestellten angehören, im September in Wien, erstattete zum ersten Mal die Frauen¬

sektion einen Bericht über ihre Tätigkeit. In den zwei Jahren ihres Bestehens hat sie

eine viel regere Mitarbeit der Frauen in den Gewerkschaften mit sich gebracht. 17 Ver¬

bände haben Frauenkomitees gegründet. In der Gewerkschaftsinternationale stehen

die österreichischen Gewerkschaften mit ihrem Frauenanleil an vierter Stelle.
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